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FACHRUNDSCHREIBEN
Nr.: 27/2009

vom:
11.12.2009

Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags?

(  Beifügung des Vorläufigkeitsvermerks

Sehr geehrte Damen und Herren,
mit dem Fachrundschreiben Nr. 26 / 2009 informierten wir über den Vorlagebeschluss des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 25.11.2009 – 7 K 143/08 an das Bundesverfassungsgericht wegen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags ab 2007.

Nach dem Ergebnis der Erörterung der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder wird nunmehr sämtlichen Bescheiden über Solidaritätszuschlag im Rahmen der verfahrensrechtlichen Möglichkeiten ein Vorläufigkeitsvermerk gemäß § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO beigefügt (siehe BMF, Schreiben vom 7.12.2009 – IV A 3 – S 0338/07 – 10010, www.bundesfinanz​ministerium.de, unter „BMF-Schreiben“).

Bescheide über Solidaritätszuschlag bayerischer Finanzämter:
Die bayerischen Finanzämter haben Ende November / Anfang Dezember 2009 rund 200.000 geänderte ESt-Bescheide (Teil-Abhilfebescheide) erlassen, in denen den Bescheiden in den Masseneinspruchsverfahren Vorläufigkeitsvermerke beigefügt wurden (siehe auch Fachrundschreiben Nr. 26 / 2009).

Soweit die Bescheide über Solidaritätszuschlag vorläufig nach § 165 Abs. 1 Satz 2 AO gewesen waren, wurden sie im Rahmen dieses Rechenlaufs für endgültig erklärt.

Laut Schreiben des Bayerischen Landesamtes für Steuern vom 09.12.2009 wird allen SolZ-Bescheiden ab VZ 2005, die in den o.g. Fällen für endgültig erklärt worden sind, nachträglich ein Vorläufigkeitsvermerk nach § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO beigefügt. Diese Änderungsbescheide sollen noch in diesem Jahr bekannt gegeben werden. Ihre Beratungsstellen vor Ort brauch  aus verfahrensrechtlicher Sicht in diesen Fällen nichts zu veranlassen.

Praxishinweise:
1. Verfahrensrechtliche Möglichkeiten:
Der Vorläufigkeitsvermerk wegen der Verfassungsmäßigkeit des SolZ kann im Regelfall nur den Erstbescheiden beigefügt werden. Im Regelfall ist nur ein Bescheid über SolZ als Erstbescheid zusammen mit dem Erstbescheid über Einkommensteuer noch nicht bestandskräftig und daher noch anfechtbar.

Soweit geänderte ESt-Bescheide im Rahmen eines Einspruchsverfahrens erlassen werden, wird zwar stets auch die Festsetzung über Solidaritätszuschlag mit ausgewiesen. Hierbei handelt es sich jedoch um die Folgeänderungen des Bescheides über SolZ aufgrund der Änderung des ESt-Bescheides. Der Erstbescheid über SolZ ist regelmäßig bestandskräftig geworden, da er auch mangels Beschwer nicht mit dem Einspruch angefochten werden konnte. Ein Einspruch gegen den Bescheid über SolZ ist daher in den Fällen von ESt-Änderungsbescheiden im Regelfall nicht mehr zulässig.
2. Einlegung von Einsprüchen

Einsprüche gegen Erstbescheide über SolZ ab VZ 2005 sollten solange eingelegt werden, solange der Vorläufigkeitsvermerk noch nicht beigefügt ist. Er wird lt. BMF-Schreiben vom 07.12.2009 den SolZ-Bescheiden voraussichtlich spätestens ab 23.12.2009 beigefügt werden.
Mit freundlichen Grüßen
Erich Nöll
Geschäftsführer
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e.V.









